
Die Verfassung geht von der vollen 
Gleichberechtigung der Bürger, un­
abhängig von ihrer Zugehörigkeit zu 
Klassen und sozialen Gruppen der 
Gesellschaft, zu Rassen und Nationen, 
zum männlichen oder weiblichen 
Geschlecht sowie unabhängig von der 
gesellschaftlichen Stellung, Bildung, 
Konfession usw. aus.
Das Problem der sozialpolitischen 
Rechte und Freiheiten der Bürger 
fand schon in den ersten Verfas­
sungsakten des Sowjetstaates seine 
rechtliche Lösung. Die Verfassung 
der RSFSR von 1918 verkündete und 
garantierte die Redefreiheit, die 
Pressefreiheit, die Versammlungs­
freiheit, die Vereinigungsfreiheit und 
die Freiheit der Schaffung von Or­
ganisationen für die Arbeiter und 
Bauern. In ihr wurde die Aufgabe 
gestellt, den Arbeitern und der armen 
Bauernschaft die Bedingungen für die 
allseitige und unentgeltliche Ausbil­
dung zu sichern. Das ehrenvolle 
Recht, die Revolution mit der Waffe 
in der Hand zu verteidigen, wurde 
nur den Werktätigen eingeräumt. In 
der Verfassung wurden allen Bür­
gern, unabhängig von ihrer Zugehö­
rigkeit zu einer Rasse oder Nationa­
lität, die gleichen Rechte zuerkannt 
und auf die Unzulässigkeit irgend­
welcher Privilegien oder Vorrechte 
oder Beschränkung der Gleichberech­
tigung unter diesen Gesichtspunkten 
hingewiesen.
Den Grundrechten und Grundpflich­
ten der Sowjetbürger wird in der 
Verfassung der UdSSR von 1936 be­
kanntlich ein spezielles Kapitel ge­
widmet. Große Aufmerksamkeit 
wird dabei den Garantien der Rechte 
und Freiheiten der Bürger, der Siche­
rung der Realität ihrer Wahrneh­
mung geschenkt. Diese Garantien 
haben die Gestalt von materiellen, 
organisatorischen Mitteln, juristi­
schen und politischen Akten, deren 
Verwirklichung den Organen der 
Staatsgewalt und der staatlichen Ver­
waltung — vom Obersten Sowjet der 
UdSSR und der Sowjetregierung bis 
zu den örtlichen Sowjets der Depu­

tierten der Werktätigen — obliegt.
Die Rechte und gesetzlichen Inter­
essen der Sowjetbürger werden auch 
durch die Organe der Staatsanwalt­
schaft und des Gerichts geschützt.
Das Sowjetgesetz sichert die Unver­
letzlichkeit der Person und der Woh­
nung der Bürger, die Unzulässig­
keit irgendwelcher ungesetzlicher 
Handlungen ihnen gegenüber. So ist 
in der Verfassung der UdSSR, in den 
Strafgesetzen und in den Strafpro­
zeßgesetzen festgelegt, daß eine Per­
son nur dann strafrechtlich zur Ver­
antwortung gezogen werden kann, 
wenn sie vom Gericht der Begehung 
eines Verbrechens für schuldig be­
funden wurde. Niemand darf anders 
als auf der gesetzlich festgelegten 
Grundlage und auf dem gesetzlich 
festgelegten Wege als Beschuldigter 
zur Verantwortung gezogen werden. 
Niemand kann anders als auf Ge­
richtsbeschluß oder mit Genehmigung 
des Staatsanwalts verhaftet werden.
Die Verfassung verankert die Grund­
lagen der Organisation der Aus­
übung der Macht; sie fixiert ein ein­
heitliches System der Vertretungs­
organe — der Sowjets der Deputier­
ten der Werktätigen.
Sozialismus bedeutet nicht nur Über­
gabe aller materiellen und geistigen 
Reichtümer, sondern auch der ge­
samten Leitung der Gesellschaft an 
das arbeitende Volk. Der Sozialismus 
geht davon aus, daß die von der Aus­
beutung befreiten Volksmassen selbst 
und über ihre Vertreter alle Fragen 
des gesellschaftlichen Lebens ent­
scheiden müssen. Mit dem Sieg der 
sozialistischen Revolution entsteht 
und vervollkommnet sich ein Ver­
tretungssystem, das dem Volk die tat­
sächliche Lösung der Grundprobleme 
der gesellschaftlichen Entwicklung 
garantiert.
Die Sowjets sind prinzipiell neue In­
stitutionen, die sich von bürgerlichen 
Parlamenten dadurch unterscheiden, 
daß sie alles Positive, das die Ent­
wicklungsgeschichte der Parlamente 
hervorgebracht hat, in sich aufneh­
men und mit dem verbinden, was 3(


